
Sitzung der Gemeindevertretung am 23.05.2023, Tischvorlage 
 
Teil B, TOP 1 
Änderung der Geschäftsordnung für die Gemeindevertretung und die Ausschüsse der Gemeinde 
Grävenwiesbach  
 
Änderungen der Geschäftsordnung sind fett hinterlegt 
 
 
§ 8 Rechte und Pflichten 
 
(1) Der Ältestenrat besteht aus der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der oder den 
Vorsitzenden der Fraktionen, im Verhinderungsfall durch eine von den Fraktionen zu 
benennende Stellvertretung aus der Fraktion für den Ältestenrat. Die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister kann an den Beratungen des Ältestenrates teilnehmen. Die Niederschrift fertigt die oder 
der Vorsitzende der Gemeindevertretung oder alternativ die Schriftführerin oder der Schriftführer der 
Gemeindevertretung. 
 

 

§12 Anträge 
 
(2) Anträge müssen begründet sein und eine klare für den Gemeindevorstand ausführbare Anweisung 
enthalten. Beschlussvorschlag und Begründung sind voneinander zu trennen. 
Die Antragstellerin oder der Antragsteller müssen bestimmen, ob der Antrag vor der 
Sitzung der Gemeindevertretung im zuständigen Ausschuss behandelt werden soll. 
Sofern eine Beratung in einem Ausschuss gewünscht ist, ist der Antrag sieben Tage 
vor dem Sitzungstermin des Ausschusses einzureichen. 
 
(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder vom Antragsteller unterzeichnet bei der 
oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung sowie bei dem oder der Büroleiter/in der 
Gemeindeverwaltung einzureichen. Eine Antragstellung durch Fax, Computerfax und E-Mail ist 
ausreichend. Bei Anträgen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO - die 
Unterschrift der oder des 
Vorsitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. Zwischen dem Zugang der Anträge bei der oder 
dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen mindestens 14. volle Kalendertage liegen. Dies gilt 
auch für Anträge des Gemeindevorstandes und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters. Diese 
Frist gilt nicht, wenn mit dem Antrag eine unverzügliche Einberufung nach § 9 Abs. 1 Satz 2 verlangt 
wird. 
Alle Anträge werden spätestens mit der Ladung zur Sitzung jeder Gemeindevertreterin und jedem 
Gemeindevertreter zugeleitet. 
 

§ 16 Anfragen 
 
(1) Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter sowie Fraktionen können zum Zwecke der 
Überwachung der Verwaltung schriftliche Anfragen i. S. v. § 50 Abs. 2 HGO an den 
Gemeindevorstand stellen. Hiervon nicht umfasst sind Anfragen zu Auftragsangelegenheiten im Sinne 
des § 4 Abs. 2 HGO. 
Die Anfragen sind entweder bei der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
oder beim Gemeindevorstand sowie bei dem oder der Büroleiter/in der Gemeindeverwaltung 
einzureichen und Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die bei ihm 
eingehenden Anfragen innerhalb einer Frist von einer Woche an den Gemeindevorstand zur 
Beantwortung weiterzuleiten. 
Der Gemeindevorstand beantwortet die Anfragen schriftlich oder mündlich in einer Sitzung der 
Gemeindevertretung. Eine Erörterung der Beantwortung findet nicht statt. Der Fragestellerin oder dem 
Fragesteller sind zwei Zusatzfragen zu gestatten. 




